
Ob bei der Ausstellung eines Rei-
sepasses, einer Geburt oder einer 
Eheschließung – Behörden müs-

sen bis heute immer wieder prüfen, ob 
Adelstitel oder bestimmte Namensbe-
standteile geführt werden dürfen. 
Grundlage dafür ist das Adelsaufhe-
bungsgesetz, das seit 1919 Teil des 
österreichischen Verfassungsrechts ist. 

Das Adelsaufhebungsgesetz 1919 
verfolgt ein Ziel: Alle Staatsbürgerin-
nen und Staatsbürger sollen vor dem 
Gesetz gleich sein. Namen dürfen nicht 
den Eindruck erwecken, dass einer Per-
son aufgrund ihrer Geburt ein höherer 
gesellschaftlicher Stand oder besondere 
Vorrechte zukommen. Als Verfas-
sungsgesetz schützt es das republikani-
sche Prinzip und beseitigt Geburtspri-
vilegien. Das Gesetz gilt ausschließlich 
für österreichische Staatsangehörige. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich 

um einen österreichischen oder auslän-
dischen Adelstitel handelt – auch aus-
ländische Adelstitel oder adelige Na-
mensbestandteile wie „de“ oder „di“ 
dürfen von österreichischen Staatsan-
gehörigen nicht geführt werden. Aus-
ländische Staatsangehörige können ihre 
Adelstitel in Österreich verwenden. 

Meist werden Adelsfälle in Behör-
denverfahren bekannt – etwa bei der 
Beantragung eines Reisepasses oder 
anlässlich einer Geburt oder Eheschlie-
ßung. Stellt die Behörde fest, dass eine 
österreichische Staatsbürgerin oder ein 
österreichischer Staatsbürger einen 
Adelstitel führt, hat sie dessen Zuläs-
sigkeit nach dem Adelsaufhebungsge-
setz zu prüfen. 

 
Neue Rechtsprechung. Das Adels-

aufhebungsgesetz hat sich seit 1919 
nicht geändert. Gewandelt hat sich die 

höchstgerichtliche Rechtsprechung, die 
die Verwaltungspraxis geprägt hat. Ur-
sprünglich durften in Österreich einge-
bürgerte ehemalige deutsche Staatsan-
gehörige ihre Adelstitel weiterführen, 
da diese nach der Weimarer Reichsver-
fassung als Bestandteile des Familien-
namens galten. 2003 vertrat der Ver-
fassungsgerichtshof erstmals die 
Rechtsansicht, dass auch ehemals deut-
sche Staatsangehörige nach Verleihung 
der österreichischen Staatsbürgerschaft 
Adelstitel nicht mehr führen dürfen. 

2010 schloss sich der Verwaltungs-
gerichtshof dieser Rechtsprechung an. 
Im selben Jahr bestätigte auch der Eu-
ropäische Gerichtshof, dass das öster-
reichische Verbot von Adelstiteln mit 
dem Unionsrecht vereinbar ist, wenn es 
der Wahrung der Gleichheit aller 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 
dient. 
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             V E R W A L T U N G S R E C H T

Adelstitel in Österreich: Auch das Führen eines nicht adeligen „von“ (als Herkunftsbezeichnung) ist in Österreich verboten

Mehr als ein Märchen 
 

Mehr als 100 Jahre nach der Abschaffung der Vorrechte des Adels beschäftigen  
Adelstitel österreichische Behörden und Gerichte noch immer. 



Herkunftsbezeichnung oder Adelsti-
tel? Nicht jedes „von“ im Familienna-
men weist auf einen Adelstitel hin. 
Herkunftsbezeichnungen beziehen sich 
ursprünglich auf den Herkunftsort ei-
ner Familie, etwa „von Elling“, und ha-
ben keinen historischen Adelsbezug. 
Sie kommen vor allem in Deutschland, 
der Schweiz und im Westen Öster-
reichs vor. 

Nach der höchstgerichtlichen Recht-
sprechung sind seit 2018 auch Her-
kunftsbezeichnungen mit einem einfa-
chen „von“ vom Adelsaufhebungsge-
setz erfasst. Nicht erfasst sind nicht 
adelige Namensbestandteile wie „von 
der“ oder „zur“, da sie nach der Recht-
sprechung keinen Eindruck von Ge-
burts- oder Standesvorrechten vermit-
teln. Bei ausländischen Namensbe-
standteilen ohne historischen Adelsbe-
zug ist im Einzelfall der soziokulturelle 
Kontext zu prüfen. Dazu wird unter 
Einbindung der zuständigen österrei-
chischen Botschaft im Ausland beur-
teilt, ob der Name im Herkunftsstaat 
heute noch den Eindruck eines Adels-
prädikats vermittelt. Ist dies nicht der 
Fall, darf der Namensbestandteil ge-
führt werden. 

Die differenzierte höchstgerichtliche 
Rechtsprechung stellt Behörden – ins-
besondere Personenstandsbehörden 
(Gemeinden) und Passbehörden – im-
mer wieder vor schwierige rechtliche 
Abgrenzungsfragen. Nach der Recht-
sprechung ist ein nicht adeliges „von“ 
verboten, da es geeignet ist, den Ein-

druck von Geburts- oder Standesvor-
rechten zu erwecken. Entscheidend ist, 
dass für Außenstehende häufig nicht 
erkennbar ist, ob es sich um einen his-
torischen Adelstitel oder lediglich um 
einen ähnlich wirkenden Namensbe-
standteil handelt. 

 
Der Fall „Künsberg Sarre“. Beson-

dere Aufmerksamkeit erregte 2023 die 
Entscheidung „Künsberg Sarre“ des 
Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte (EGMR). Die betroffene 
Familie hatte nach der Berichtigung ih-
res Familiennamens durch österrei-
chische Behörden den gesamten inner-
staatlichen Instanzenzug ausgeschöpft 
und schließlich den EGMR angerufen. 
Der Gerichtshof sah eine Verletzung 
des Rechts auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens (Art. 8 EMRK), weil 
die Streichung des Namensbestandteils 
„von“ (Berichtigung) die Weiterfüh-
rung eines über Jahrzehnte behördlich 
unbeanstandeten Familiennamens ver-
hinderte. Anders als in klassischen 
Adelsfällen ging es in diesem Einzel-
fall jedoch nicht um einen echten 
Adelstitel, sondern um einen „Fantasie-
namen“. Ein Vorfahre der Familie hat-
te im Ausland einen neuen Familienna-
men kreiert, indem er den bisherigen 
(adeligen) Namen samt dem Namens-
bestandteil „von“ umgereiht und einen 
Teil entfernt hatte.  

Zugleich kritisierte der EGMR die 
uneinheitliche Vorgangsweise der Be-
hörden bei der Beurteilung von Adels-

titeln in Österreich. Bereits 2024 stellte 
der Verfassungsgerichtshof klar, dass 
die Entscheidung „Künsberg Sarre“ 
nicht auf echte Adelstitel anwendbar 
ist. Zur Begründung führte er aus, dass 
es sich bei „von Künsberg Sarre“ um 
einen selbst geschaffenen Fantasiena-
men und nicht um einen historischen 
Adelstitel handle. 

Diese Rechtsprechung bestätigte der 
Verfassungsgerichtshof in den Jahren 
2025 und 2026. So entschied er 2026, 
dass auch eine adelige Standesbezeich-
nung wie „Prinz“ selbst nach 75-jähri-
ger unbeanstandeter Führung unzuläs-
sig bleibt, weil das öffentliche Interes-
se an der Durchsetzung des Adelsauf-
hebungsgesetzes das private Interesse 
an der Führung eines Adelstitels über-
wiegt. Dieser Rechtsauffassung schloss 
sich 2026 der Verwaltungsgerichtshof 
an. 

 
Bundesweit einheitliche Vollziehung. 

Seit der EGMR-Entscheidung „Küns-
berg Sarre“ berufen sich zahlreiche 
Personen mit Adelstiteln, Standesbe-
zeichnungen oder Herkunftsbezeich-
nungen auf das Urteil des Europä -
ischen Gerichtshofs für Menschenrech-
te. Umso wichtiger ist eine bundesweit 
einheitliche Vollziehung des Adelsauf-
hebungsgesetzes. Nur wenn Behörden 
und Gerichte die höchstgerichtliche 
Rechtsprechung konsequent anwenden, 
kann der vom Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte kritisierte un-
einheitliche Vollzug überwunden wer-
den. Während Prinzen und Prinzessin-
nen im Märchen bis heute ihr Happy 
End finden, gilt im österreichischen 
Recht seit 1919 ein anderer Grundsatz: 
Vor dem Gesetz sind alle gleich. 
Adelstitel haben im österreichischen 
Recht keinen Platz mehr. 

 
Geldstrafe nicht anwendbar. Das 

Adelsaufhebungsgesetz sieht sowohl 
eine Geld- als auch eine Freiheitsstrafe 
vor. Nach Ansicht des VfGH ist die 
Geldstrafdrohung des § 2 Adelsaufhe-
bungsgesetz heute nicht mehr anwend-
bar, weil der darin vorgesehene Betrag 
von 20.000 Kronen nie wirksam in 
Schilling oder Euro umgerechnet wur-
de und die Krone heute kein gültiges 
Zahlungsmittel mehr ist. Eine eigen-
ständige Umrechnung durch die Behör-
de ist mangels gesetzlicher Grundlage 
unzulässig. Das Verbot der Führung 
von Adelstiteln gilt jedoch weiterhin. 

Lisa Machat
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Verfassungsgerichtshof: Das öffentliche Interesse an der Durchsetzung des Adelsauf-
hebungsgesetzes überwiegt das private Interesse an der Führung eines Adelstitels


